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§ 1 Einleitung 

§ 1 Einleitung 

„The supposition again of a free competition of carriers  
on the same railway is practically little else than absurd.“1 

A. Regulierung – eine neue Rechtsfrage? 
A. Regulierung – eine neue Rechtsfrage? 

Gleichlaufend zum Prozess der Liberalisierung der vormals staatlich geführ-
ten Netzindustrien (Energie, Telekommunikation, Eisenbahn, Post) seit den 
1970er Jahren in Europa rückte die Regulierung in den Mittelpunkt der wis-
senschaftlichen und politischen Diskussion.2 Die damit grundlegend verbun-
dene Idee war und ist, die ehemaligen Staatsmonopolisten zu privatisieren und 
sie einem durch Regulierung geschaffenen Wettbewerb auf einem privatwirt-
schaftlichen Markt zuzuführen und den Missbrauch ihrer bestehenden Mono-
polstellung zu verhindern.3 Ziel der Regulierung sollte ihre eigene Abschaf-
fung durch einen funktionierenden Wettbewerb sein, der ein effizientes An-
gebot von Diensten zu niedrigen Endkundenpreisen garantieren soll.4  

Um dieses Ziel zu verwirklichen, wurden auf nationaler Ebene in Europa 
entsprechende rechtliche Grundlagen und Regulierungsbehörden geschaffen. 
Parallel hierzu setzte in Europa auch die wissenschaftliche Auseinanderset-
zung mit der Materie Regulierung ein.5 Insbesondere auf ökonomischer, juri-
stischer und politikwissenschaftlicher Ebene wurden Theorien entworfen und 
Grundlagen für ein Regulierungsregime geschaffen. Die weitere Genese führ-
te in Europa zur Herausbildung einer eigenständigen wissenschaftlichen Dis-
ziplin, die in Form des Regulierungsrechts beispielsweise als eigenständige 
Rechtsmaterie im öffentlichen Recht als Regulierungsverwaltungsrecht oder 

                                                
1 Lord Denman in R. v. The London and South Western Rwy Co, 1 Q.B. 558 [1842], S. 

579. 
2 Vgl. Kleinsteuber, Staatsintervention; Müller/Vogelsang, Regulierung, S. 5. 
3 Vgl. Bullinger, Regulierung, S. 1355. 
4 Danwitz, Regulierung, S. 978 f. 
5 Vgl. beispw. die Ergebnisse eines Arbeitskreises zur staatlichen Regulierung des Wis-

senschaftszentrums in Berlin von 1979 in Müller/Vogelsang, Regulierung, S. 5. 
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Wirtschaftsverwaltungsrecht betitelt wird.6 Eine ähnliche Entwicklung ist 
auch in den anderen Wissenschaften zu beobachten.7  
In diesem Zusammenhang stellt sich jedoch die Frage, ob diese Materie auch 
gleichsam eine neue ist, die sich erst mit der dargestellten Entwicklung her-
ausgebildet hat.8 Überwiegend ist dabei den verschiedenen wissenschaftlichen 
Ansätzen gemein, dass sie sich nur mit der jeweils gegenwärtigen Problem-
stellung auseinandersetzen, um Lösungen für eine praktische Anwendung und 
Umsetzung zu erarbeiten. Dabei ist eine maßgebliche Prägung durch die US-
amerikanische Regulierungsliteratur und -praxis festzustellen, deren Konzepte 
als Vorgabe und Ausgangspunkt des wissenschaftlichen Diskurses gewählt 
werden.9 Erstmals mit Beginn der Liberalisierung des Telekommunikations-
sektors in Deutschland 1988 griff man dabei auf die Anleihen des US-
amerikanischen Rechts zurück.10 Auf praktischer Seite richtet sich die Ein-
richtung der BNetzA (ehemals RegTP) 1998 in Deutschland oder des 
ORR/SRA 2004/2001 in England nach dem Vorbild der amerikanischen Re-
gulierungsbehörden, wie beispielsweise der ICC, FCC, FTC, etc.11  

Auf mögliche eigene europäische Entwicklungsstränge wurde und wird bei 
der Entwicklung der Regulierungsregime nicht eingegangen.12 Der oftmals 
privatwirtschaftliche Betrieb der Netzindustrien vor der staatlichen Übernah-
me und Monopolisierung Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts, 
wie beispielsweise auf dem Energie- und Schienensektor, blieb dabei größten-
teils unbeachtet. 

Unter dieser Prämisse drängt sich die Frage nach dem status-quo vor den 
1980er Jahren und eigenen europäischen Entwicklungslinien von Regulierung 
auf. Der Eisenbahnsektor bietet sich hierbei als besonders gutes Beispiel an. 
Dieser Sektor wurde sowohl in England als auch in Preußen zu Beginn des 
19. Jahrhunderts ausschließlich von privaten Gesellschaften betrieben und 
unterlag zunächst dem freien Wettbewerb. Es lag somit prima-facie ein Zu-
stand vor, wie er nach der Liberalisierung und Reprivatisierung in Europa 
wieder erreicht werden soll. Schnell stellte sich jedoch heraus, dass Wettbe-
werb aufgrund der Eigenschaften eines natürlichen Monopols nicht funktio-
nierte, sondern zu Missbrauch der Marktstellung und Diskriminierung der 

                                                
6 Bullinger, Regulierung, S. 1355; Danwitz, Regulierung, S. 985. 
7 Vgl. Eberle, Regulierungsbehörden, S. 1 ff. für das Gebiet der Politikwissenschaft.  
8 So zumindest Masing, Regulierungsverwaltung, D 191, These 3. 
9 Bullinger, Regulierung, S. 1358; Danwitz, Regulierung, S. 978; Riesen, Eisenbahnregu-

lierung, S. 13 ff.; Schorkorpf, Regulierung, S. 22. 
10 Bullinger, Regulierung, S. 1356. 
11 Badlwin/McCrudden, Regulation, S. 19 ff.; Bullinger, Regulierung, S. 1356; Eberle, 

Regulierungsbehörden, S. 7 m.w.N.; Majone weist 2001 noch auf den Vorbildcharakter der 
US-amerikanischen Entwicklung der ICC und FTIC hin und die Anlehnung daran in Europa, 
Regulatory Legitimacy, S. 252 ff. 

12 Näher dazu unter Einleitung C. Forschungsstand. 
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Marktteilnehmer führte.13 In diesem Szenario mussten der englische und der 
preußische Staat daher tätig werden, um einen funktionierenden Markt zu 
gewährleisten. Diese Reaktion könnte eine mögliche Form von Regulierung 
gewesen sein, wenn man die zunächst nicht erfolgte Verstaatlichung und eine 
nicht praktizierbare laissez-faire14 Haltung des Staates ausschließt. Die Ent-
wicklung des Eisenbahnsektors in England und Preußen zu Beginn des 19. 
Jahrhunderts soll daher zur Ausgangsposition der Untersuchung gemacht 
werden. 

Die vorliegende Arbeit soll zur Klärung der übergeordneten Frage beitra-
gen, ob Europa auf eine eigene Tradition von Regulierung zurückblicken kann 
oder ob die heutigen, weiterentwickelten Konzepte genuin US-amerikanische 
sind.15 In den USA entwickelte sich die Regulierung auf Bundesebene seit den 
1880er Jahren ausgehend vom Schienensektor und wurde bis zur Gegenwart 
weiterentwickelt. Es ist deswegen in diesem Zusammenhang zu erörtern, ob 
dies eine eigenständige Entwicklung darstellte oder Einflüsse der europäi-
schen Entwicklung zu erkennen sind. Ließen sich diese identifizieren, könnte 
die Frage nach einer eigenen europäischen Regulierungstradition positiv be-
antwortet werden. 

B. These  
B. These 

Zur Erforschung der aufgeworfenen Frage sollen der Untersuchung folgende 
Thesen voran gestellt werden, deren einzelne Bestandteile im Folgenden er-
läutert werden:  

1. Mit heutigen Regulierungsbestimmungen vergleichbare normative In-
strumente existierten bereits in England und Preußen des 19. Jahrhunderts und 
fußten auf dem ökonomischen Konzept der Schaffung eines funktionsfähigen 
Wettbewerbs und der Verhinderung des Missbrauchs von Marktmacht im 
Rahmen eines natürlichen Monopols, so dass in beiden Staaten eine Idee der 
Regulierung zu identifizieren ist und eine europäische Regulierungstradition 
besteht. 

                                                
13 Zum Begriff des natürlichen Monopols,  § 1 A.II.2.a) These. 
14 Abgeleitet vom frz. „Laissez faire et laissez passer“ stellt hier eine Bezeichnung für den 

Wirtschaftsliberalismus dar, welcher sich auf das Prinzip des freien Handels gründet; zurück-
verfolgt bis zum April 1751 in einer französischen Zeitschrift, wo diese Phrase erstmals ver-
wendet wurde, Kittrell, Laissez-Faire, S. 610; näher dazu Oncken, Laissez Faire, S. 1 ff.; 
Taylor, State Intervention, S. 11 ff. 

15 Der Problemaufriss erfolgt an dieser Stelle nur holzschnittartig und soll nicht vermit-
teln, dass US-amerikanische Regulierungskonzepte unisono übernommen wurden. Eine An-
passung an die europäischen Vorgaben hat selbstverständlich stattgefunden, so dass mittler-
weile von einer eigenständigen Entwicklung gesprochen werden kann. 
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2. Eine Durchsetzung der Instrumente erfolgte jedoch weder in Preußen 
noch in England, sondern erst in den USA ab 1887 nach einer teilweisen 
Übernahme des Konzepts.  

Grundlage der folgenden Arbeit ist die Untersuchung von möglichen Re-
gulierungsinstrumenten, deren Durchsetzung und sich dahinter verbergenden 
Konzepten im Rahmen des von der klassischen Ökonomie als natürlichem 
Monopol eingestuften Eisenbahnsektors im 19. Jahrhundert in England, Preu-
ßen und den USA.16 Dabei soll, wie in den Thesen bereits angedeutet, nicht 
nur eine Erforschung eines Regulierungskonzepts, sondern auch dessen prak-
tische Durchsetzung untersucht werden, um ein vollständiges Bild zu gewin-
nen. Zunächst bedarf es dazu einer Erläuterung der Begriffe des natürlichen 
Monopols und der Regulierung, um diese modernen, analytischen Begriffe im 
Rahmen einer historischen Untersuchung verwenden zu können.17 

C. Erläuterung zu Begriffen 
C. Erläuterung zu Begriffen 

I. Vorbemerkung zur Verwendung analytischer Begriffe 

Eine Verwendung der analytischen Begriffe des natürlichen Monopols und 
der Regulierung im Rahmen einer historischen Untersuchung ist Vorausset-
zung, um einen Einstieg in den Untersuchungsgegenstand und dessen Darstel-
lung zu ermöglichen.18 Eine unmittelbare Anwendung der Begriffe unter 
Zugrundelegung des heutigen Begriffsverständnisses kann jedoch nicht erfol-
gen.19 Die Begriffe werden zu Beginn des 19. Jahrhunderts in den Quellen 
teilweise verwendet, sind jedoch inhaltlich nicht näher spezifiziert. Aus die-
sem Grund scheidet auch eine Begriffsgeschichte als methodisches Mittel zur 
Erforschung von Regulierungskonzepten aus.20 

Die Verwendung und inhaltliche Bestimmung der beiden Begriffe soll 
vielmehr dazu dienen, Merkmale festzulegen, die eine präzise Eingrenzung 

                                                
16 Noch bis in die 1980er Jahre wurden die Netzindustrien generell als natürliche Monopo-

le angesehen. In den Bereichen Energie und Telekommunikation hat sich diese sichtweise 
allerdings seitdem schrittweise verändert, Böske, Ökonomie, S. 14.  

17 Zum Problem der Anwendbarkeit von analytischen Begriffen auf die historische Unter-
suchung vgl. Willoweit, Verfassungsgeschichte, S. 2 ff. 

18 Vgl. Koselleck, Begriffsgeschichten, S. 368. 
19 Willoweit beschreibt dieses Problem vor dem Hintergrund der Verwendung des Begriffs 

„Verfassung“ und der historischen Analyse, Verfassungsgeschichte, S. 2 ff.; s.a. Koselleck, 
Begriffsgeschichten, S. 365 ff.; Die Notwendigkeit der inhaltlischen Bestimmung solcher 
analytischen Begriffe im Rahmen der Geschichtsforschung belegt das achtbändige Lexikon 
von Werner Conze/ Otto Brunner/ Reinhart Kosseleck, Geschichtliche Grundbegriffe, Stutt-
gart 1972–1997. 

20 Zur Begriffsgeschichte s. Jordan, Methoden, S. 123 ff.; Koselleck, Begriffsgeschichten; 
ders., Semantik; Zur Begriffsgeschichte der Regulierung s. Schmoeckel, Regulierung. 
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und Spezifzierung des Untersuchungsgegenstandes und der Thesen erlauben. 
Die Analyse und die Herausarbeitung von Einzelaspekten soll mit Hilfe dieser 
Begriffe zu einem Gesamtergebnis zusammengeführt werden.21 Die Bestim-
mung des Begriffs des natürlichen Monopols schafft einen Ausgangspunkt für 
die Untersuchung. Die Präzisierung des Regulierunhsbegriffs dient zur Erar-
beitung eines Prüfschemas, das zum Maßstab der Untersuchung der Normen 
wird und die Identifizierung eines Konzepts ermöglicht.22  

II. „Natürliches Monopol“ 

Zunächst soll beleuchtet werden, welche besonderen Voraussetzungen das 
Sachproblem des natürlichen Monopols im Rahmen des Eisenbahnsektors für 
die nachfolgende Untersuchung bildet. Der Begriff leitet zum einen in die 
Problemstellung ein und stellt gleichzeitig das tertium comparationis zwi-
schen England, Preußen und den USA dar. Problematisch ist, dass dieser Be-
griff erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts von der aufkommenden National-
ökonomie als terminus technicus verwendet wurde.23 Eine technische Ver-
wendung des Begriffs kann somit für die Zeit davor strenggenommen nicht 
erfolgen. Andererseits lässt sich ein Problembewusstsein der später als natür-
liches Monopol bezeichneten Marktsituation schon zu Beginn des 19. Jahr-
hunderts auffinden. Sofern dieses Deckungsgleich mit dem heutigen Ver-
ständnis ist, lässt sich auch der erst später spezifisch verwendete Begriff für 
die vorliegende Untersuchung verwenden. Dies soll in zwei Schritten nach-
gewiesen werden. 

In einem ersten Schritt wird dazu das ökonomische Konzept des natürli-
chen Monopols nach gegenwärtigem Verständnis am Beispiel der Eisenbahn 
näher bestimmt. Im zweiten Schritt wird demonstriert, dass das mit diesem 
Begriff beschriebene ökonomische Sachproblem bereits zu Beginn des 19. 
Jahrhunderts erkannt wurde.  

Der Begriff setzt sich aus den Elementen „Monopol“ und dessen Charakte-
risierung als „natürlich“ zusammen. Als Monopol wird eine Marktsituation 
bezeichnet, in der für ein ökonomisches Gut nur ein Anbieter oder ein Nach-

                                                
21 Schulze beschreibt dies als Bildung eines Idealtypus, „der eine Vermittlungsfunktion 

zwischen der Analyse des Einzelnen und der generalisierenden Erkenntnis darstellt.“, Schul-
ze, Neuere Geschichte, S. 233. 

22 Vgl. dazu Koselleck, Begriffsgeschichten, S. 368. 
23 Der Ursprung des Begriffes wird auf den Nationalökonomen John Stuart Mill (1806–

1873) zurückgeführt, der 1848 erstmals begründen konnte, dass ein Monopol nicht nur durch 
rechtliche Umstände, sondern auch durch natürliche Gegebenheiten eines Marktes entstehen 
kann, vgl. Mill, Principles, I, ch. XIV, §§ 13 f. Als ökonomischer terminus technicus wird der 
Begriff jedoch erst seit 1880 verwendet, Windisch, Privatisierung, S. 38 ff. 
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frager existiert.24 Ein solches Monopol kann durch diverse Marktsituationen 
hervorgerufen werden. Im Fall der Eisenbahn kann es beispielsweise dadurch 
entstehen, dass eine Eisenbahngesellschaft einen Streckenabschnitt exklusiv 
bedient, weil es keine weiteren Interessenten gibt oder der Staat der Gesell-
schaft ein Ausschließlichkeitsrecht verliehen hat. Diese Form eines allgemei-
nen Monopols bildet aber noch kein Alleinstellungsmerkmal, welches den 
Markt der Eisenbahn hinreichend von anderen Märkten abgrenzen würde. Die 
genannten Beispiele sind von der Marktsituation oder der staatlichen Politik 
abhängige, variable Faktoren, die nicht zwingend vorliegen müssen. 

Erst die technische Besonderheit der Netzgebundenheit der Eisenbahn 
sorgt dafür, dass das Monopol als ein natürliches charakterisiert wird. Diese 
Charakterisierung resultiert aus einer Besonderheit der Eisenbahn selbst, die 
auf dem Markt als statischer Faktor immer unabhängig vom Verhalten des 
Staates oder der Marktteilnehmer vorliegt. Ein natürliches Monopol liegt vor, 
wenn die Versorgung der gesamten Marktnachfrage am kostengünstigsten 
durch einen einzigen Anbieter erfolgt. Begründet wird dies durch die soge-
nannten versunkenen Kosten (sunk costs), die beim Bau der Eisenbahn entste-
hen. Diese fallen an, gleichgültig ob die Bahn später den Betrieb aufnimmt 
oder nicht, beziehungsweise jemals Gewinn erwirtschaftet oder nicht.25 Aus 
ökonomischer Sicht ist es daher überflüssig, diese Investitionen zweimal zu 
tätigen und den gesamten Verkehr durch zwei Anbieter teilen zu müssen, da 
die Nachfrage sich nicht mit dem Bau einer weiteren Strecke verdoppelt, son-
dern gleichbleibt. Es muss so das doppelte Kapital aufgewendet werden, um 
das gleiche Transportvolumen zu bewältigen. War und ist es daher ökono-
misch nicht sinnvoll, eine zweite Trasse zu bauen, muss zumindest ein Wett-
bewerb auf der Strecke bestehen, um den volkswirtschaftlich erwünschten 
Wettbewerb auf der Angebotsseite zu gewährleisten oder den Missbrauch der 
Stellung durch den Monopolisten zu verhindern.26 Die Folge des Fehlens meh-
rerer Anbieter ist ansonsten, dass der Monopolanbieter durch Verknappung 
des Angebots bei gleichzeitiger Verringerung seiner Kosten den Preis erhöhen 
und so seine Monopolrente auf Kosten der Leistungsabnehmer steigern 
kann.27  

                                                
24 Zurückgeführt wird der Begriff auf Aristoteles, der ihn erstmals verwendete und diese 

Form der Marktsituation beschrieb, s. Aristoteles, Politik, I, 11 in: Joseph A. Schumpeter, 
(Elizabeth B. Schumpeter, Hg.), Geschichte der ökonomischen Analyse. Erster Teilband, 
Göttingen 1965. S. 101. 

25 Berringer, Regulierung, S. 30; Ernert, Zugangsregulierung, S. 12 f.; Foster, Privatizati-
on, S. 17 ff.; Hedderich, Desintegration, S. 21–42; Müller/Vogelsang, Regulierung, S. 36; 
Windisch, Privatisierung, S. 41; Dietrich, Wettbewerb, S. 82; Posner, Natural Monopoly, S. 
1; Starkie, British Rail, S. 225. 

26 Sehr anschaulich bereits 1886 Ulrich, Eisenbahntarifwesen, S. 12 f.; Ein entsprechendes 
Rechenbeispiel dazu liefert auch Lehr, Eisenbahntarifwesen, S. 42. 

27 Eisner, Regulatory Policy, S. 5. 
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Das natürliche Monopol beschreibt somit eine Marktsituation die durch die 
Eigenschaft des Marktes selbst hervorgerufen wird und nicht veränderbar ist 
und sich deshalb in allen drei Staaten als Vergleichspunkt anbietet. Diese Si-
tuation bringt den Staat in ein Dilemma, wie es beispielweise der Jurist und 
Ökonom Ben Depoorter für die Gegenwart beschreibt: 
„The concept of natural monopoly presents a challenging public policy dilemma. On the one 
hand a natural monopoly implies that efficiency in production would be better served if a 
single firm supplies the entire market. On the other hand, in the absence of any competition 
the monopoly holder will be tempted to exploit his natural monopoly power in order to ma-
ximize its profits.“28 

Depoorter verdeutlicht die beiden Pole, zwischen denen der Staat einen Aus-
gleich schaffen muss, um einerseits nicht das Wachstum des Marktes zu un-
terdrücken und andererseits die Forderung von überhöhten Monopolpreisen 
zu verhindern. Folgende historischen Beispiele sollen verdeutlichen, dass das 
von Depoorter beschriebene Dilemma und die mit dem Begriff  des natürli-
chen Monopols beschriebene ökonomische Problemlage bereits zu Beginn der 
Eisenbahnentwicklung in England und Preußen erkannt wurde.  

Eine Monopolstellung erhielten die Eisenbahngesellschaften in England 
und Preußen durch die staatliche Konzessionierung, die zunächst den exklusi-
ven Bau und Betrieb der Strecke garantierte. Wie gezeigt, stellt dies aber ei-
nen variablen Einfluss auf den Markt dar, der nicht zwingend ein staatliches 
Eingreifen erforderlich macht. Die Besonderheit und die Folgen der Eigen-
schaft als natürliches Monopol wurde in beiden Staaten jedoch ebenfalls iden-
tifiziert. 

Die englischen und preußischen Eisenbahngesellschaften hatten sich seit 
1826 stark entwickelt und schnell war den Mitgliedern der Parlamente bzw. 
Regierungen klar geworden, dass ihnen aufgrund des einheitlichen Betriebes 
von Netz und Beförderung durch die jeweilige Bahngesellschaft ein Beförde-
rungsmonopol erwachsen war.29 Ein Wettbewerb auf der Strecke wurde 1844 
ebenfalls aus Gründen der Sicherheit für nicht praktikabel gehalten und eine 
Monopolstellung daher für unausweichlich angesehen.  

Auf die Besonderheiten des natürlichen Monopols geht Charles Alexander 
Saunders (1794–1867)30, Geschäftsführer der Great Western Railway Compa-
ny, vor einem Untersuchungsausschuss im Parlament 1844 gezielt ein: 

                                                
28 Depoorter, Regulation, S. 498. 
29 Third Report from the Select Committee on Railway Communication, 14. Mai 1840, S. 

4; Auch der spätere Premierminister Robert Peel Jr. (1788–1850) erkannte dies bereits 1840 
vor dem Unterhaus: „No one was more adverse to any general interference with the employ-
ment of capital than he was; but it was impossible to deny that the railways were a practical 
monopoly.“ Hansard 3rd ser., Vol. 55 (1840), Sp. 909. 

30 * 1797, † 19. September 1864 in London, war seit 1833 bis zu seinem Tode Geschäfts-
führer der Great Western Railway Company. 
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„… you will not do any real and essential service by requiring a second application of an 
enormous sum of money to make a second line in competition with it; …the result will be that 
you will have expended twice the capital, instead of the single capital, and the two parties at 
last must come to terms, and then must draw from the public as a remunerations for the capi-
tal that has been so expended a larger sum than would have been required for the smaller 
expenditure.“31 

Auch wenn Saunders vermutlich die Interessen seiner Gesellschaft vertritt, 
beschreibt er sehr treffend, warum eine zweite Streckenführung ökonomisch 
gerade keinen Sinn macht. Der Aufwand des doppelten Kapitals für die Be-
dienung der gleichen Transportmenge führte seiner Ansicht und Erfahrung 
nach nur zu Absprachen und einer Refinanzierung der Kosten über den Befö-
derungspreis. Diese Vorstellung beschreibt das Sachproblem sehr präzise und 
impliziert das Verständnis eines natürlichen Monopols bereits zu Beginn des 
19. Jahrhunderts, wenn auch der terminus technicus noch nicht verwendet 
wird. 

Welche Probleme aus dieser Monopolstellung resultieren konnten, zeigt 
ein Fall, der 1842 vor dem höchsten englischen Gericht, dem Courts of 
Queens Bench, verhandelt wurde.32 Der vorsitzende Richter stellt in seiner 
Urteilsbegründung die Frage, welche Möglichkeit der Staat habe, durch staat-
lichen Eingriff in den Markt Wettbewerb unter den verschiedenen Eisenbahn-
gesellschaften zu schaffen und den Missbrauch der natürlichen Monopolstel-
lung zu verhindern. In diesem Fall hatte das Gericht darüber zu entscheiden, 
ob die London & South Western Railway Company33 gegen die ihr in ihrer 
Konzession34 vorgeschriebenen Auflagen zur Zulassung anderer Eisenbahnun-
ternehmen auf der eigenen Strecke verstieß. Es war Aufgabe des Gerichts zu 
erörtern, ob gegen die durch das Parlament verordnete Öffnungsklausel zur 
Schaffung von Wettbewerb durch das Unternehmen verstoßen wurde. Es 
wurde hier erstmals gerichtlich erörtert, ob sich die Vorgaben des Parlaments 
auch in der Praxis umsetzen ließen. Ein Verständnis für die Besonderheiten 
und Problemstellung des natürlichen Monopols ist in England daher bereits zu 
Beginn des Eisenbahnzeitalters zu erkennen. 

Auch in Preußen waren sich die Mitglieder des Staatsministeriums 1837 
bereits bewusst, dass die Eisenbahngesellschaften durch die Konzessionierung 
ein Monopol erhielten.35 Der rheinische Unternehmer und zu diesem Zeit-

                                                
31 Fifth Report from the Select Committee on Railways, 24 Mai 1844, Q. 4159. 
32 Näheres zur britischen Gerichtsverfassung in Bernstorff, Einführung, S. 20 ff.; Manche-

ster, Legal History, S. 84 ff. 
33 1 Q.B. 558, R. v. London & South Western Railway Company [1842]. 
34 Vgl. sec. 172, 4 & 5 W 4. c. 88 (London & South Western Railway Act, 1834). 
35 GStA Rep. 89 (2.2.1), Nr. 29592, Bl. 72 ff.; dies wird allerdings hier noch als Privilegi-

um bezeichnet. 
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punkt preußischer Finanzminister David Hansemann (1790–1864)36 sah die 
davon ausgehende Gefahr in seiner Denkschrift von 1848 „die Erwerbung 
und den Bau von Eisenbahnen betreffend“, welche er parallel zu einem Ge-
setzesentwurf „über die Erwerbung der von Aktiengesellschaften gebauten 
oder noch im Bau begriffenen Eisenbahnen, und die Beschaffung der dazu, 
sowie zur Herstellung einiger anderer Eisenbahnen, namentlich der Ostbahn, 
erforderlichen Geldmittel“ den Abgeordneten gegenüber veröffentlichte, um 
sie von seinem Staatsbahnprojekt zu überzeugen.37 Der Natonalökonom Otto 
Michaelis (1826–1890)38 konstatierte 1857 ebenfalls, dass „diese Konkurrenz, 
welche dem natürlichen Monopol ein Ende macht, ... sich viel langsamer oder 
auch gar nicht“ finden wird.39 Er sah allerdings die freie Konkurrenz als ein-
ziges Heilmittel und forderte eine völlige Abstinenz des Staates.40 

Die tatsächliche Außwirkung dieses Problems lässt sich an einem Vorgang 
aus dem Jahre 1852 beschreiben, der den damaligen preußischen Handelsmi-
nister August von der Heydt (1801–1874)41 beschäftigte. Um den Preis für 
Kohle aus preußischen Revieren zur englischen Kohle konkurrenzfähig zu 
machen, führte von der Heydt 1849 den Transport von Kohle per Eisenbahn 
zum sogenannten Einpfennigtarif ein, um so die Transportkosten möglichst 
gering zu halten.42 Der mangelnde Wettbewerb auf den preußischen Strecken 
hatte zu einer ineffizienten Entwicklung des Kohlentransport und überhöhten 
Preisen geführt. Die Niederschlesisch-Märkische und die Oberschlesische 
Eisenbahngesellschaft merkten allerdings schnell, dass sich ein Transport zu 
solchen Konditionen für sie nicht lohnenswert erbringen ließ und verweiger-
ten in der Folge die Berechnung des billigen Tarifes. Hier zeigte sich deutlich 
die Folge mangelnden Wettbewerbs im preußischen Eisenbahnsystem. Aller-
dings übernahm der preußische Staat kurze Zeit später den Betrieb und die 
Verwaltung der Niederschlesisch-Märkischen Eisenbahn und konnte so unge-
hindert den Tarif wieder einführen. Lediglich die Oberschlesische Eisenbahn 
blieb stur. Von der Heydt wusste sich in dieser Situation nicht anders zu hel-
fen, als § 27 des PrEG zu bemühen, welcher drei Jahre nach Eröffnung der 
Bahn auch anderen Transportunternehmern die Nutzung der Strecke gegen 
Entrichtung eines staatlich festzulegenden Bahngeldes erlaubte.43 Mit dieser 

                                                
36 * 12. Juli 1790 in Finkenwerder bei Hamburg; † 4. August 1864 in Schlangenbad, war 

Kaufmann, Bankier und zwischen 1848/49 preußischer Finanzminister. 
37 Zitiert nach Klee, Eisenbahngeschichte, S. 115. S.a. Bracht, Eisenbahnen, S.99. 
38 * 12. September 1826 in Lübbecke; † 8. Dezember 1890 in Berlin, war Politiker, Jour-

nalist und Nationalökonom. 
39 Michaelis, Schriften, I, S. 29. 
40 A.a.O., S. 29. 
41 * 15. Februar 1801 in Elberfeld; † 13. Juni 1874 in Berlin, war Bankier und preußischer 

Handels- und Finanzminister. 
42 Klee, Eisenbahngeschichte, S. 125 ff. 
43 Preuß-GS, 1838, S. 505. 
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Vorschrift drohte von der Heydt durch zwei Erlasse vom 15. und 29. August 
1851 der Oberschlesischen Bahn, dass er der Niederschlesisch-Märkischen 
Bahn die Benutzung der Schienenstrecken der Oberschlesischen Bahn gemäß 
§ 27 PrEG gestatten werde, wenn diese nicht den geforderten Tarif verlange.44 

Entstammt die technische Verwendung des Begriffes des natürlichen Mo-
nopols einer späteren wissenschaftlichen Entwicklung, lässt sich jedoch in der 
Entstehungsphase der Eisenbahnen eine Beschäftigung mit diesem Sachpro-
blem erkennen. Die Eigenschaft des natürlichen Monopols ist daher das nöti-
ge Alleinstellungsmerkmal, welches die Eisenbahn und die Netzsektoren im 
Allgemeinen von den übrigen Wirtschaftssektoren abgrenzt und eine geson-
derte Untersuchung ermöglicht. Konnte der Wettbewerb den Markt nicht sti-
mulieren und war ein staatlicher Betrieb nicht gewollt, mussten die Staaten 
eine Alternative finden, damit sich das natürliche Monopol nicht negativ auf 
den Markt und die wirtschaftliche Entwicklung auswirkte. 

Es folgt somit eine Untersuchung der Lösung des Monopolproblems an-
hand der rechtshistorischen Quellenlage zu Beginn des 19. Jahrhunderts auf 
dem Gebiet der Eisenbahn in den bezeichneten Staaten. 

III. Regulierungsbegriff und Regulierungstheorien 

Zur Annäherung an die Untersuchung der These ist eine Auseinandersetzung 
mit dem Regulierungsbegriff und dessen inhaltlicher Ausgestaltung unerläss-
lich. Die Untersuchung wird dadurch inhaltlich eingegrenzt und zu hinrei-
chend erforschten Gebieten abgegrenzt. Die Problematik einer Verwendung 
des Begriffs im historischen Kontext wird noch durch dessen Unschärfe und 
allgemeine Verwendung erschwert. Eine Herleitung des Begriffes oder eine 
umfangreiche Untersuchung seines Ursprungs kann und soll aber von dieser 
Arbeit nicht geleistet werden.45 Es erfolgt lediglich eine analytische Verwen-
dung des Begriffs zur Präzisierung der Darstellung. 

Der Begriff der Regulierung wird in der Wissenschaft und Praxis weder 
einheitlich verwendet noch definiert.46 Vor allem im anglo-amerikanischen 
Sprachraum wird der Begriff regulation nicht fachspezifisch, sondern oftmals 
allgemein im Sinne von „Regelung“ oder „regeln“ verwendet.47 In den Natur- 
und Sozialwissenschaften wird der Begriff sehr allgemein und unspezifisch 
als kontrollierte Einwirkung auf gegebene Ordnungen oder Vorgänge ver-

                                                
44 Martini, Einpfennigtarif 1890, S. 539. 
45 Vgl. zum Regulierungsbegriff Kleinsteuber; Staatsintervention, S. 183 ff.; Schmoeckel, 

Regulierung, Rn. 1 ff. 
46 Vgl. a. Danwitz, Regulierung, S. 977. 
47 Schmoeckel, Regulierung, Rn. 7, zeigt dies sowohl für den englischen als auch deut-

schen Sprachraum. 
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